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,,11 ne faut pas perdre la chance, aussi faible qu' elle soit, d' un 
sauvetage miraculeux. 11 ne faut pas, non plus, rester sur place et 
manquer peut-etre I' oasis proche ... Les sauveteurs me paraitront 
circuler dans un autre uni vers." 

Antoine de Saint-Exupery, "Terre des Hommes" (1939) 

Einleitung 

A. Untersuchungsgegenstand 

Jedes Jahr wenden die gesetzlichen Krankenkassen in Deutschland annähernd 
2,45 Milliarden €l für Krankentransporte und Rettungsfahrten zugunsten ihrer Ver-
sicherten auf. Damit nehmen Fahrkosten mit ca. 2% zwar einen relativ geringen 
Prozentsatz der Krankenkassenbudgets ein. Indes sind die Kosten der einzelnen 
Rettungseinsätze vergleichsweise hoch. Fallen sie auf die Versicherten zurück, 
kann dies zu erheblichen finanziellen Belastungen für diese führen. 

Infolge der zunehmenden Mobilität der Bevölkerung ist es durchaus kein sel-
tenes Ereignis, dass ein Versicherter außerhalb seines Heimatortes erkrankt oder 
verunglückt und von seinem Aufenthalts- in den Heimatort transportiert werden 
muss. Diese Fälle sind keineswegs auf Transporte innerhalb des Gebietes der Bun-
desrepublik beschränkt, vielmehr werden immer häufiger auch Krankenfahrten aus 
anderen Ländern, insbesondere aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
erforderlich. Da nach dem Territorialprinzip sämtliche Sozialversicherungsträger 
ihre Leistungen regelmäßig nur auf dem Gebiet des jeweiligen Staates erbringen, 
könnte die Kostenübernahme für Transporte über die Staatengrenzen weiteren An-
lass für Auseinandersetzungen zwischen den Krankenkassen und ihren Versicher-
ten bieten. 

Als Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse nehmen die Leistungen des Ret-
tungswesens und Krankentransporte insofern eine Sonderstellung ein, als infolge 
der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes die Organisation, Durchführung und 
Finanzierung dieser als Aufgabe der Daseinsvorsorge qualifizierten Materie auf 
Länderebene, die Kostentragung durch die Krankenkassen hingegen auf Bundes-
ebene geregelt ist. Aus § 2 SGB V folgt die Pflicht der gesetzlichen Kranken-
kassen, ihren Versicherten sämtliche im Dritten Kapitel des SGB V genannten 

I Angaben des Bundesministeriums für Gesundheit für das Jahr 2000 (in DM 4,8 Mrd.). 
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Leistungen zur Wiederherstellung der Gesundheit zur Verfügung zu stellen. Dazu 
zählen auch die in § 60 SGB V geregelten Fahrkosten. 

In einem Urteil über die Selbstabgabestellen der Krankenkassen für Feinbrillen2 

hat der BGH entschieden, dass die Krankenkassen die Leistungen, die sie ihren 
Versicherten nach § 2 SGB V schulden, im Regelfall nicht selbst, sondern durch 
Dritte, also unter Einschaltung der freien Berufe, der selbständig Tätigen und der 
freien Wirtschaft erbringen sollen.3 Daher ist auch das Rettungswesen durch eigen-
ständige Leistungserbringer durchzuführen. Aus den landesrechtlichen Gesetzen 
über die Rettungsdienste ergibt sich ebenfalls, dass die Aufgaben der Notfall-
rettung und des Krankentransportwesens auf Dritte übertragen werden sollen. 

Bei Hinzukommen eines weiteren Beteiligten komplizieren sich die innerhalb 
des Sozialversicherungsverhältnisses zwischen Versicherten und Krankenkassen 
bestehenden Rechtsbeziehungen. Gleichwohl existieren im Krankenversicherungs-
recht kaum gesetzliche Regelungen derartiger "Leistungsdreiecke". Eine Ausnah-
me bildet das 1923 geschaffene Kassen- bzw. Vertragsarztrecht.4 Dieses regelt die 
Beziehungen zwischen Ärzten, Versicherten und Sozialleistungsträgern umfassend. 
Es hat nunmehr in die §§ 72 ff. SGB V Eingang gefunden. Daneben sind die 
Rechtsbeziehungen unter Beteiligung von Krankenhäusem (§§ 107 ff. SGB V) so-
wie von Erbringern von Heil- und Hilfsmitteln (§§ 124 f. sowie §§ 126 ff. SGB V) 
ausführlich nonniert. Die sich im Rahmen des Rettungsdienstes ergebenden 
Rechtsbeziehungen sind dagegen in § 133 SGB V nur angesprochen. 

Neben diesem gesetzlichen Regelungsdefizit finden sich auch in der Literatur 
kaum eingehende Erörterungen zu den Rechtsfragen von Krankentransporten und 
Rettungsfahrten.5 Die Äußerungen beschränken sich vielmehr auf rechtliche Teil-
fragen im Rettungswesen oder haben WirtschaftIichkeits- und Effizienzbetrachtun-
gen zum Inhalt. 

B. Untersuchungsziel 

Im Folgenden sollen die Rechtsprobleme des Rettungswesens als Bestandteil 
der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung umfassend und rechtsver-
gleichend untersucht werden. Es soll dabei nicht nur auf die Rechtsbeziehungen 
unter den einzelnen Beteiligten des Rettungswesens - den Aufgaben- und den Kos-
tenträgern, den Transportunternehmen und nicht zuletzt den Versicherten der ge-

2 BGHZ 82, 375 (387, 389 f.). 
3 Zustimmend Dünisch, Erbringung nichtärztlicher Dienstleistungen, S. 144, Rosenthai, 

Leistungserbringer, S. 88, so auch schon RVA, AN 1914,379 (381). 
4 Verordnung über Ärzte und Krankenkassen vom 30. 10. 1923, RGBI I, S. 1051, welche 

durch die Verordnung über die Kassenärztliche Versorgung vom 14.04. 1932, RGBI I, S. 19 
in die §§ 368 ff. RVO einging und schließlich in die §§ 72 -106 SGB V übernommen wurde. 

5 Vgl. dazu auch Schmitt, Leistungserbringung durch Dritte, S. 12 ff. 
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setzlichen Krankenversicherung - eingegangen werden. Denn die Fragen, die sich 
in diesem Zusammenhang stellen, gehen weit über das Leistungsrecht der gesetzli-
chen Krankenversicherung hinaus. In der organisatorischen Ausgestaltung des Ret-
tungswesens sind namentlich das Wettbewerbs- sowie das Vergaberecht berührt. 

Die Einordnung der Fahrkosten in den Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenversicherung soll am Beispiel Deutschlands und Frankreichs diskutiert werden. 
Im Vergleich stehen sich damit ein auf dem Sachleistungsprinzip und ein auf 
dem Kostenerstattungsprinzip basierendes Krankenversicherungssystem gegen-
über. Dies hat nicht nur eine unterschiedliche Ausgestaltung des Leistungserbrin-
gungsrechts zur Folge, sondern birgt auch Konsequenzen im Hinblick auf das 
europäische Wettbewerbsrecht und das europäische koordinierende Sozialrecht. 

Insbesondere die Ausgestaltung des Rettungswesens als staatliche Aufgabe 
könnte sich mit Blick auf die Vorgaben des europäischen Wettbewerbsrechts als 
problematisch erweisen. Dieses ist von den Prinzipien der freien Konkurrenz und 
einem Vorbehalt zugunsten privater unternehmerischer Aktivitäten geprägt, denen 
die Errichtung eines öffentlichen Monopols zuwiderlaufen könnte. Auch das natio-
nale Recht birgt insofern Schwierigkeiten aufgrund der Parallelität bundes- und 
landesrechtlicher Ausgestaltung derselben Materie. Im Leistungserbringungsrecht 
begegnen zum einen die von den Krankenkassen praktizierten Modalitäten der 
Einbindung privater Transportunternehmer in das Gefüge der nichtärztlichen Leis-
tungserbringer rechtlichen Bedenken. Fehlentscheidungen des Gesetzgebers auf 
der organisatorischen Ebene sind in ihrer Wirkung nicht isoliert. Sie beeinflussen 
die Handlungsoptionen der Krankenkassen im Leistungsrecht und können letztlich 
die Rettungsberufe in ihrer Funktion als Leistungserbringer in der gesetzlichen 
Krankenversicherung schwächen. An dieser Stelle werden die Auswirkungen des 
Föderalismus deutlich. 

Ferner soll der Umfang der Leistungsverpflichtung der deutschen Krankenkas-
sen, die für das Territorium der Bundesrepublik vorgesehen ist, einer eingehenden 
Betrachtung unterzogen werden. In diesem Zusammenhang ist zu klären, ob das 
deutsche und das französische Recht unterschiedliche Ansatzpunkte zu grenzüber-
schreitenden Sachverhalten aufweisen und wie daraus resultierende Probleme be-
wältigt werden können. Hierbei ist namentlich auf die VO (EWG) 1408/71 ein-
zugehen. Diese soll Wanderarbeitnehmer, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit 
innerhalb der Europäischen Union Gebrauch machen, vor Nachteilen in ihrer so-
zialen Sicherung schützen. Die VO (EWG) 1408/71 ordnet dementsprechend eine 
Exportpflicht der Sozial versicherungsträger für die Geldleistungen an, auf die ein 
Versicherter im Inland Ansprüche erworben hat. Es ist zu untersuchen, ob und wie 
Krankentransportleistungen dem europäischen koordinierenden Sozialrecht unter-
fallen und welche Konsequenzen dies für die Leistungspflicht der Krankenkassen 
bei grenzüberschreitenden Krankentransporten und Rettungsfahrten hat. 

Ziel der Arbeit ist letztlich die Beantwortung der Frage, ob die deutsche Geset-
zeslage zum Rettungswesen den Anforderungen entspricht, die das Europarecht 


